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Factsheet 1: Debatte zu Asyl und Migration versachlichen  

Rechtliche Grundlage: Artikel 1 des Grundgesetzes 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflich-
tung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Ge-
rechtigkeit in der Welt. 

Diese Aussagen sind nicht begrenzt auf bestimmte Länder und Völker, sondern auf die ge-
samte Menschheit. Nach christlichem Weltbild wird jedem Menschen ausgehend von der 
Gottesebenbildlichkeit die Menschenwürde zugesprochen. 

Artikel 1 des Grundgesetzes sollte auch im Umgang mit schwachen oder schutzbedürftigen 
Menschen, wie beispielsweise Geflüchteten, oder im Umgang mit straffällig gewordenen 
Menschen die Maxime im politischen Handeln sein. Hieraus leitet sich das weitere Recht 
staatlichen Handelns ab. 

Zahlen, Daten und Fakten 

In Deutschland leben mehr als 2,6 Millionen Geflüchtete.1 Laut Statistik werden die meisten 
Asylerstanträge von Menschen aus Syrien, Afghanistan, der Türkei, dem Irak und Somalia, 
also mehrheitlich Krisenländern, gestellt. Deutschlandweit waren es im Jahr 2023 genau 
329.120 Erstanträge. Im Zeitraum von Januar bis September 2024 lagen die Antragszahlen 
23,3 Prozent unter den Zahlen des Vorjahres.2 

Seit Monaten wird die Diskussion um Asylpolitik immer wieder populistisch geführt. Nach 
dem Anschlag in Solingen hat sich die Debatte enorm verschärft. Ein Syrer tötet drei Men-
schen und verletzt acht weitere schwer. So viel bekannt, handelt es sich um einen islamisti-
schen Anschlag. Die Tat und seine Umstände müssen untersucht, der Täter bestraft werden. 
Gleichzeitig wird Gewalt, die von Geflüchteten verübt wird, in der politischen Debatte schnell 
damit beantwortet, dass Migration selbst das Problem sei. Bei Kriminalität von Geflüchteten 
stehen schnell alle Migrant*innen unter Generalverdacht. 

Eine höhere Kriminalitätsrate lässt sich anhand der Faktenlage in Deutschland nicht belegen. 
Im Jahr 2023 wurden in der polizeilichen Kriminalstatistik in Deutschland 2.246.767 Tatver-
dächtige erfasst, darunter 402.514 Zuwander*innen.3 Das ergibt einen Anteil von 17,9 Pro-
zent aller Tatverdächtigen. Zieht man jedoch die Tatverdächtigen ab, die ausländerrechtliche 
Verstöße begangen haben (wie etwa illegale Einreise oder Aufenthalt), liegt der Anteil an Zu-
wander*innen an der Allgemeinkriminalität bei 7,9 Prozent. 

Beispiele zur Verunsachlichung des Diskurses: NRW-Sicherheitspaket 

Im Nachgang des Anschlags in Solingen haben sowohl die Bundesregierung als auch die 
Landesregierung NRW sogenannte Sicherheitspakete erarbeitet. Beide Gesetzespakete zei-
gen, wie sehr im öffentlichen und politischen Diskurs die Verschärfung des Rückfüh-
rungsmanagements überwiegt und der Schutz Geflüchteter zurücktritt.  

 
1 UNO-Flüchtlingshilfe: Unsere Hilfsprojekte in Deutschland. 
2 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Aktuelle Zahlen 
3 Polizeiliche Kriminalstatistik 2023: Ausgewählte Zahlen im Überblick. 

 

https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/hilfe-weltweit/hilfe-in-deutschland
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-september-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/sicherheit/pks-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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In diesem Zusammenhang warnt der Sachverständigenrat für Integration und Migration vor 
einer Eskalationsdebatte in der Asyldebatte.4 

Bei den Maßnahmen, die laut Landesregierung das Ziel „Ordnung, Steuerung, Begrenzung, 
und Humanität“ haben5 und durch die gleichzeitig die Kommunen entlastet werden sollen, 
wurde die Tat in Solingen für die Umsetzung eigener politischer Interessen genutzt. Es 
scheint der Regierung auch darum zu gehen, in der Öffentlichkeit als handlungsfähig aufzu-
treten. Dafür sollen unter anderem folgende Maßnahmen ergriffen werden: 

1) Zur Beschleunigung der Asylverfahren sollen drei zusätzliche Asylkammern an besonders 
belasteten Standorten eingerichtet werden. Die Asylkammern sind dabei in NRW seit dem 1. 
Juli 2024 für bestimmte Herkunftsländer zuständig.6 
2) Alleinstehende Menschen aus einem sicheren Herkunftsland (§ 29a AsylG) sollen künftig 
bis zum Verfahrensende unbefristet (bisher: maximal 24 Monate) verpflichtet sein, in den 
Landesunterkünften zu wohnen (für Minderjährige und deren Eltern beziehungsweise Sorge-
berechtigten endet die Wohnverpflichtung nach sechs Monaten). 
3) In „Dublin-Fällen“, wenn die Abschiebung einer schutzsuchenden Person in einen anderen 
europäischen Staat, der für die Durchführung des Asylverfahrens nach der „Dublin-III Verord-
nung“ zuständig ist, angeordnet wurde, sollen im Falle einer Hilfebedürftigkeit nur noch ein-
malig innerhalb von zwei Jahren und für längstens zwei Wochen eingeschränkte Leistungen 
nach dem AsylbLG gewährt werden. 

Diese Maßnahmen stellen eine systematische Verschlechterung der Situation Geflüch-
teter in NRW dar. Die Fokussierung der Asylkammern auf Herkunftsländer wird dazu führen, 
dass individuelle Gefährdungslagen nicht mehr ausreichend berücksichtigt werden. Auch die 
Wohnsituation Geflüchteter wird sich durch das „Sicherheitspaket“ verschlechtern, da sich 
die nun unbefristete Wohnverpflichtung zukünftig oft weit über die aktuelle Grenze von 24 
Monaten hinausziehen wird. Angesichts der unterbesetzten Behörden ist bei der Prüfung der 
Asylanträge nicht mit einer schnellen Entscheidung zu rechnen. In der Folge bleiben die Be-
troffenen ohne Arbeits- und Teilhabemöglichkeiten isoliert, was ihre psychische Belastung er-
höht und ihre Integration erschwert. 

Der Leistungsausschluss bei „Dublin-Fällen“ verstößt gegen europarechtliche Vorga-
ben. Die Mindeststandards der noch bis 2026 geltenden EU-Aufnahmerichtlinie (RL 
2013/33/EU), insbesondere Art. 17 AufnRL, beschreibt die materiellen Leistungen und Ge-
sundheitsleistungen für Asylsuchende. Diese sollen sich an den Sozialleistungen der einhei-
mischen Bevölkerung orientieren. Durch die im Sicherheitspaket vorgesehenen Maßnahmen 
wird diese Richtlinie verletzt. 

Zusätzlich sind Asylantragstellende laut REAG/GARB-Richtlinie im Dublin-Verfahren von Un-
terstützungsleistungen bei der Ausreise in den für sie zuständigen Mitgliedstaat ausgeschlos-
sen.7 Das bedeutet, dass sie ihre Ausreise – in enger Abstimmung mit den Behörden – 
selbst organisieren und finanzieren müssen, was in der Praxis kaum umsetzbar ist. In der 
Konsequenz müssen sie sich per Zwang überstellen lassen, also eine Abschiebung erdul-
den.8 

 
4 Pressemitteilung des Sachverständigenrats für Integration und Migration. 
5 Pressemitteilung der Landesregierung NRW. 
6 Verordnung über die verwaltungsgerichtlichen Zuständigkeiten für Rechtsstreitigkeiten nach dem Asylgesetz. 
7 Leitlinien des REAG/GARP-Programms. 
8 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Prüfung des Dublin-Verfahrens. 

https://www.svr-migration.de/presse/svr-warnt-vor-eskalationsspirale-in-der-asyldebatte/
https://www.land.nrw/pressemitteilung/nach-solingen-landesregierung-beschliesst-umfassendes-paket-zu-sicherheit
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21739&ver=8&val=21739&sg=0&menu=0&vd_back=N
https://files.returningfromgermany.de/files/Leitlinien%20REAGARP_2022.pdf
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html

